
Bekanntmachung der Stadt Nürnberg  
 
Vollzug des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG)und des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
Planfeststellungsverfahren für die Gleissanierung in der Bayreuther Straße zwischen 
Rathenauplatz und Deumentenstraße (Stadtparkschleife) im Gebiet der Stadt Nürnberg 
 

I. 
 
Mit Planfeststellungsbeschluss (einschließlich Rechtsbehelfsbelehrung) der Regierung von 
Mittelfranken vom 14.12.2023, Gz. RMF-SG32-4354-6-15, ist der Plan für die Gleissanierung 
in der Bayreuther Straße zwischen Rathenauplatz und Deumentenstraße (Stadtparkschleife) 
im Gebiet der Stadt Nürnberg gemäß § 28 Abs. 1 PBefG und Art. 74 Abs. 1 Satz 1 des Bayer. 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) festgestellt worden. 
 

II. 
 
1. Da für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen war, ist gemäß 

§ 27 Abs. 1 UVPG die Entscheidung über das Vorhaben öffentlich bekannt zu machen. 
 
2. Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses liegt zusammen mit einer Ausferti-

gung der festgestellten Planunterlagen in der Zeit 
 

vom 07.02.2024 bis zum 20.02.2024 
 

bei der Stadt Nürnberg, Servicebetrieb Öffentlicher Raum, Sulzbacher Str. 2-6, 90489 
Nürnberg, Zimmer 103, 1. OG, während der Dienststunden am Montag, Dienstag und 
Donnerstag von 8.30 Uhr bis 15.30 Uhr und am Mittwoch und Freitag von 8.30 Uhr bis 
12.30 Uhr zu jedermanns Einsicht aus. 

 
3. Der Planfeststellungsbeschluss gilt mit Ende der Auslegungsfrist allen Betroffenen und 

denjenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben ha-
ben, als zugestellt (Art, 74 Abs. 5 Satz 3 BayVwVfG). Soweit der Planfeststellungsbe-
schluss individuell zugestellt wird, richtet sich der Beginn der Rechtsbehelfsfrist nicht nach 
den Vorschriften über die öffentliche Bekanntmachung, sondern nach Maßgabe der Vor-
schriften über die individuelle Zustellung. 

 
4. Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfeststellungsbeschluss von den Be-

troffenen bei der Regierung von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, schriftlich 
angefordert werden. 

 
5. Zusätzlich können der Planfeststellungsbeschluss und eine den festgestellten Planunter-

lagen inhaltlich entsprechende Fassung der Unterlagen während des unter 2. genannten 
Zeitraums im Internetauftritt der Regierung von Mittelfranken (www.regierung.mittelfran-
ken.bayern.de) unter „Service“ > „Planfeststellung“ > „Planfeststellungsbeschlüsse" ein-
gesehen werden. Ferner sind diese Unterlagen über das zentrale Internetportal gemäß § 
20 UVPG (https://www.uvp-verbund.de) zugänglich. Für die Vollständigkeit und Überein-
stimmung der im Internet veröffentlichten Unterlagen mit den amtlichen Auslegungsunter-
lagen wird keine Gewähr übernommen. Der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten 
Unterlagen ist maßgeblich. Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist an den genannten Stel-
len des Internets ebenso zugänglich. 

 
 

III. 
Gegenstand des Vorhabens 

 
Gegenstand des mit Planfeststellungsbeschluss vom 14.12.2023 zugelassenen Vorhabens ist 
die Grunderneuerung der Straßenbahn in der Bayreuther Straße zwischen Rathenauplatz und 



Deumentenstraße/Stadtparkschleife sowie die aus betrieblicher bzw. technischer Sicht not-
wendigen Anpassungen und Neubauten einschließlich Fahrleitungsanlagen zur Reaktivierung 
der Straßenbahn im Linienbetrieb in diesem Streckenabschnitt. Die Planfeststellungsunterla-
gen beinhalten zudem die durch das Vorhaben entstehenden Folgemaßnahmen (sonstige 
bauliche Änderungen aufgrund von Anpassungen im Bereich der Straßenbahninfrastruktur) 
und sind daher ebenso Bestandteil dieses Verfahrens. 
 
Die Baumaßnahmen einschließlich der vorgenannten Anpassungen umfassen eine Strecke 
von insgesamt ca. 1.094 m Doppelgleis. Davon entfallen ca. 903 m auf den Streckenabschnitt 
Rathenauplatz – Abzweig Wendeschleife Berliner Platz. Im Bereich des Knotenpunktes Pirck-
heimerstraße in Richtung Friedrich-Ebert-Platz beträgt der zu erneuernde Streckenabschnitt 
ca. 191 m. 
 
 

Verfügender Teil des Planfeststellungsbeschlusses 
 
Der verfügende Teil des Beschlusses lautet: 
 

„Die Regierung von Mittelfranken erlässt folgenden 
 

Planfeststellungsbeschluss: 
 
A. Tenor 
 
1. Feststellung des Plans 

 
Der Plan für die Gleissanierung in der Bayreuther Straße zwischen Rathenauplatz und 
Deumentenstraße (Stadtparkschleife) im Gebiet der Stadt Nürnberg, wird mit den sich 
aus Ziffer A. 3 dieses Bescheides ergebenden Änderungen und Ergänzungen festge-
stellt. 
 
Maßnahmen, die im Planfeststellungsverfahren von der Stadt Nürnberg, Verkehrspla-
nungsamt (Vorhabensträgerin), zugesichert wurden, sind – auch wenn sie nicht in den 
festgestellten Plan aufgenommen wurden – durchzuführen, soweit sie dem öffentlich-
rechtlichen Regelungsbereich der Planfeststellung unterliegen. Sonstige Zusagen blei-
ben von der Planfeststellung unberührt. 
 
 

2. Festgestellte Planunterlagen 
 
Der festgestellte Plan umfasst die nachfolgenden Unterlagen. Die mit „nachrichtlich“ ge-
kennzeichneten Unterlagen sind nur zur Information beigefügt; sie sind nicht Gegen-
stand der Planfeststellung. (…)“ 
 
 

Der Vorhabensträgerin wurden Auflagen erteilt, insbesondere in Bezug auf Lärmschutz, was-
serwirtschaftliche und bodenschutzrechtliche Belange, den Natur- und Landschaftsschutz, die 
Betriebssicherheit sowie den Arbeitsschutz. 
 
In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen, For-
derungen und Anregungen entschieden worden. 
 
 

IV. 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Die Rechtsbehelfsbelehrung des Beschlusses lautet: 
 



„Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner Zu-
stellung Klage erhoben werden beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof, 
 

Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München, 
 

Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 80539 München, 
 
schriftlich oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form. Als Zeit-
punkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses sowie 
der festgestellten Unterlagen. Dies gilt nicht für diejenigen, denen der Planfeststellungsbe-
schluss unmittelbar zugestellt wird; für diese ist der Tag der individuellen Zustellung des Be-
schlusses maßgeblich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektroni-
schen Einlegung von Rechtsbehelfen können der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (http://www.vgh.bayern.de) entnommen werden. 
 
Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis (insbesondere Rechtsanwälte und Behörden) 
muss Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Kla-
gebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen nach Kla-
geerhebung anzugeben. 
 
Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, sind nur 
zuzulassen, wenn die Verspätung genügend entschuldigt wird. Der Entschuldigungsgrund ist 
auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen. Dies gilt nicht, wenn es mit geringem Auf-
wand möglich ist, den Sachverhalt auch ohne Mitwirkung des Klägers zu ermitteln. Die ge-
nannte Frist kann durch das Gericht auf Antrag verlängert werden, wenn der Kläger in dem 
Verfahren, in dem die angefochtene Entscheidung ergangen ist, keine Möglichkeit der Beteili-
gung hatte. 
 
Der angefochtene Beschluss soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schrifts-
ätzen sollen bei schriftlicher Einreichung Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den. 
 
Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte, außer im Prozess-
kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Pro-
zesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 
eingeleitet wird. Prozessbevollmächtigter kann ein Rechtsanwalt oder eine sonst nach § 67 
Abs. 4 VwGO und nach § 5 RDGEG zur Vertretung berechtigte Person oder Organisation 
sein.“ 
 
 
Daneben wird folgender Hinweis gegeben: 
 
„Die Anfechtungsklage gegen diesen Planfeststellungsbeschluss hat, da er den Bau bzw. die 
Änderung von Betriebsanlagen einer Straßenbahn betrifft, keine aufschiebende Wirkung (§ 29 
Abs. 6 Satz 2 PBefG). Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfech-
tungsklage gegen den Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung dieses Planfeststellungsbeschlusses bei dem zu-
vor genannten Gericht gestellt und begründet werden. 
 
Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so 
kann ein hierauf gestützter Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO innerhalb einer Frist von 
einem Monat gestellt werden. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von 
den Tatsachen Kenntnis erlangt.“ 
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